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Vorwort 

Seit Anfang der 1970er Jahre hat sich in Deutschland, aber auch in der EU ein au-
ßerordentlich umfangreiches und komplexes Umweltrecht entwickelt, das die Abtei-
lung für Umwelt und Arbeitsschutz der Bezirksregierung Köln vor mannigfaltige 
Herausforderungen stellt.  

Der Regierungsbezirk Köln ist stark von industrieller Großproduktion, Energiewirt-
schaft, hoher Bevölkerungsdichte und starkem Verkehrsaufkommen geprägt. In 
dieser Region ist nachhaltiger Umweltschutz eine besonders wichtige Aufgabe.  
 
Ein zentraler und sehr bedeutender Teil dieser Aufgaben besteht in der Überwa-
chung von potenziell umweltgefährdenden Anlagen und der Überwachung der nati-
onalen und grenzüberschreitenden Abfallentsorgung.  

Überwachung bedeutet u.a.: 

• regelmäßige Inspektionen  
• Inspektionen aus Anlass von Betriebstörungen und Unfällen 
• Inspektionen aus Anlass von Nachbarbeschwerden. 

Die in diesem Kontext anfallenden Aufgaben sind wegen der Bandbreite und der 
Anzahl der zu überwachenden Objekte außerordentlich komplex. Im Fokus der 
Überwachung stehen aktuell  
 

• 1050 genehmigungsbedürftige Anlagen im Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes wie z. B. Chemieanlagen, Kraftwerke und Anlagen der Pa-
pier- und Metallindustrie, 

• 114 Betriebe, die der Störfallverordnung unterliegen, davon 74 mit erweiter-
ten Pflichten, 

• 420 gentechnische Anlagen mit über 4500 Laboratorien, 

• 378 Abfallanlagen und 40 Deponien,  

• nationale und grenzüberschreitende Abfallwege vom Erzeuger bis zur end-
gültigen Entsorgung, 

• 299 private und öffentliche Wassergewinnungsanlagen,  

• 4050 industrielle und kommunale Abwasseranlagen und -einleitungen, 

• 70 Stauanlagen (Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken),  

• 73 Rohrfernleitungsanlagen (Pipelines), 

• 110 km Hochwasserschutzanlagen und 

• Überschwemmungsgebiete am Rhein und an der Sieg. 

Da die regelmäßige Überwachung zum Kernbestand des Aufgabenportfolios zählt, 
ist dafür Sorge zu tragen, dass der gesetzliche Überwachungsauftrag mit dem vor-
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handenen Personal angemessen und nach einheitlichen Kriterien wahrgenommen 
werden kann. Hierfür wurde dieses Konzept entwickelt und für alle Umweltschutz-
dezernate der Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz verbindlich eingeführt.  

Das Konzept stellt für den Regierungsbezirk Köln sicher, dass potenziell umweltge-
fährdende Anlagen sowie die Wege der Abfallentsorgung regelmäßig,  medien-
übergreifend  und nach einheitlichen Qualitätsstandards  überwacht werden. 

Zu diesem Zweck werden Inspektionspläne mit Überwachungsintervallen aufge-
stellt. Da nicht alle Anlagen und Aktivitäten ein identisches Gefährdungspotenzial 
und eine damit korrespondierende Inspektionshäufigkeit aufweisen, wird in einem 
ersten Schritt das Risiko bewertet. Um diesen Prozess systematisch, transparent 
und nach einheitlichen Kriterien zu steuern, wurde das Programm IRAM (Integrated 
Risk Assessment Method) entwickelt. Die Inspektionshäufigkeit ergibt sich aus der 
Risikobewertung anhand des in IRAM implementierten Algorithmus. 

Die Inspektionsplanung erfasst alle Anlagen, die einer immissionsschutzrechtlichen, 
wasserrechtlichen, abfallrechtlichen oder gentechnikrechtlichen Genehmigung oder 
Anzeige bedürfen sowie Rohrfernleitungsanlagen nach dem Gesetz zur Umweltver-
träglichkeitsprüfung und der Rohrfernleitungsverordnung. Nicht genehmigungsbe-
dürftige Anlagen oder Anlagen mit geringem Umweltrisiko können im Einzelfall in 
die Inspektionsplanung aufgenommen werden.  

Das Überwachungskonzept konkretisiert die nationalen und europarechtlichen An-
forderungen an die staatliche Umweltüberwachung und trägt zu einer Verringerung 
von Umweltbelastungen, zu einer Minimierung des Risikos von Betriebsstörungen 
und zur Stärkung des Umweltbewusstseins bei den Verantwortlichen bei. Durch 
konsequente Einbindung des betrieblichen Arbeitsschutzes in die Überwachungs-
aufgaben werden abteilungsinterne Synergieeffekte genutzt und die Überwachung 
durch spezifisches Fachwissen gestärkt. 

Das Konzept dokumentiert gegenüber der Öffentlichkeit in transparenter und nach-
vollziehbarer Form, wie die Bezirksregierung Köln ihrer Verpflichtung zur Überwa-
chung im Umweltschutz nachkommt. Es ist beabsichtigt, zukünftig die Ergebnisse 
der durchgeführten Regelinspektionen zu veröffentlichen. 

Das Umweltüberwachungskonzept basiert auf dem momentanen Stand der Er-
kenntnisse. Es wird kontinuierlich fortgeschrieben und evaluiert. 

 

Dr. Joachim Schwab 

Abteilungsleiter Umwelt und Arbeitsschutz 
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1. Allgemeine Grundlagen der Überwachung im Umwelts chutz 

1.1 Struktur der Überwachung 

Zur Sicherstellung der Einhaltung von Umweltanforderungen an Anlagen ist eine 
Überwachung unabdingbar. Neben den Formen der Selbst- oder Fremdüberwa-
chung, die entweder vom Gesetz dem Betreiber auferlegt werden oder vom Betrei-
ber freiwillig erbracht werden, nimmt die staatliche Überwachung  eine besondere 
Rolle ein. 
 

1.1.1 Staatliche Überwachung 

Staatliche Überwachung erfolgt durch behördliche Vorabkontrolle (Genehmigungen, 
Erlaubnisse etc.), durch Umweltinspektionen oder durch Prüfung der Selbst- und 
Fremdüberwachung. Zum Teil werden auch kontinuierlich beim Anlagenbetrieb ge-
messene Emissionswerte unmittelbar telemetrisch an die Überwachungsbehörde 
übertragen (Emissionsfernüberwachung EFÜ). Bislang sind aber nur für wenige 
Überwachungsbereiche klare Regeln hinsichtlich der Überwachungszyklen und der 
Überwachungsintensität vorhanden (z.B. Anlagen in Betriebsbereichen nach Stör-
fallverordnung - sog. Störfallanlagen-, Abwasserbehandlungsanlagen). Der weit 
überwiegende Teil der Überwachungstätigkeiten ist in das Ermessen der Behörden 
gestellt. Dieses Ermessen wird durch das vorliegende Konzept abteilungsintern ge-
steuert. Dadurch werden gleichzeitig die vom Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, 
Landwirtschaft, Natur- und Verbraucherschutz mit Erlass vom 03.01.2011 einge-
führten „Kriterien für eine risikobasierte Planung von medienübergreifenden Um-
weltinspektionen“ konkretisiert, fortentwickelt und operationalisiert. 
 
Die mit diesem Konzept abteilungsverbindlich festgelegten Umweltinspektionen ha-
ben das Ziel, die Einhaltung der in Rechtsvorschriften und Genehmigungen festge-
legten Umweltanforderungen in Bezug auf die kontrollierten Anlagen zu prüfen und 
die Auswirkungen dieser Anlagen auf die Umwelt zu überwachen. Die Umweltin-
spektionen können als Regel-, Anlass- oder Programmüberwachung  erfolgen 
und werden auch unangekündigt durchgeführt. 
 
Die Regelüberwachung  ist eine geplante, sich wiederholende und systematische 
Kontrolle der Vorschriften und Genehmigungen sowie der Auswirkungen der kon-
trollierten Anlagen auf die Umwelt, um die Wirksamkeit bereits erteilter Genehmi-
gungen, Erlaubnisse oder Lizenzen zu beurteilen und festzustellen, ob Verbesse-
rungen oder sonstige Änderungen der geltenden Anforderungen notwendig sind. 
Die Abnahmeprüfung  nach Erteilung einer umweltrechtlichen Genehmigung und 
Inbetriebnahme einer Anlage ist, sofern nicht schon in der Errichtungsphase bau-
begleitend Überwachungsmaßnahmen erfolgen, üblicherweise der Beginn der 
staatlichen Regelüberwachung. 
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Anlassbezogene Überprüfungen (Anlassüberwachungen ) werden durchgeführt, 
um bei Beschwerden über schwerwiegende Umweltbeeinträchtigungen, bei 
schwerwiegenden Unfällen, Betriebsstörungen und Störfällen und bei Verstößen 
gegen umweltrelevante Vorschriften, so bald wie möglich Untersuchungen vorzu-
nehmen. Anlassbezogene Überprüfungen erfolgen regelmäßig ohne vorherige An-
meldung oder Ankündigung beim Verursacher. Sie erfolgen auch bei Änderung, Er-
neuerung oder Aktualisierung einer Genehmigung. 

 
  Die Programmüberwachung  ist eine geplante Schwerpunktüberwachung. Sie ist 

eine konzeptionell vorbereitete Aktion und kann sich auf Stoffe oder Wirkungspfade, 
Branchen und Anlagen beziehen.  

 
1.1.2 Betriebliche Selbstüberwachung 

Die betriebliche Selbstüberwachung ist eine betriebsinterne Kontrolle durch dafür 
benannte Personen wie Gewässerschutzbeauftragte (§§ 64-66 WHG), Abfallbeauf-
tragte (§§ 59, 60 KrWG) oder Immissionsschutz- bzw. Störfallbeauftragte (§§ 53, 
58a BImSchG). Deren Überwachungsaufgaben sind keine hoheitliche Aufgaben, 
gleichwohl ergeben sie sich aus den jeweiligen Fachgesetzen. Beauftragte haben 
ihre Fachkunde nachzuweisen und regelmäßig zu aktualisieren. Durch innerbetrieb-
liche Organisationsmaßnahmen haben die Betreiber sicherzustellen, dass die Be-
auftragten ihren Überwachungsaufgaben im erforderlichen Umfang nachgehen 
können (umweltschutzsichernde Betriebsorganisation). Beauftragte haben meist ein 
unmittelbares Vortragsrecht bei der Geschäftsleitung und dürfen wegen der Erfül-
lung der ihnen übertragenen Aufgaben nicht benachteiligt werden. 
Zum Teil ergeben sich aus den Fachgesetzen auch Verpflichtungen, die von einer 
Anlagen ausgehenden Emissionen durch fachkundiges Personal untersuchen zu 
lassen (§ 61 WHG) und diese Untersuchungsergebnisse den Überwachungsbehör-
den auf Anforderung vorzulegen. Die Verpflichtungen über die Art und Häufigkeit 
der Selbstüberwachung werden für kommunale Abwasserbehandlungsanlagen und 
-einleitungen in der Selbstüberwachungsverordnung kommunal (SüwV-kom) und für 
Kanalisationssysteme in der Selbstüberwachungsverordnung Kanal (SüwV Kan) 
näher konkretisiert. 
 

1.1.3 Fremdüberwachung 

Die Forderung nach einer Überwachung durch Dritte ergibt sich ebenfalls meist aus 
Fachgesetzen, etwa bei Luftverunreinigungen und Geräuschen (§§ 26, 28 
BImSchG), anlagenbezogenem Gewässerschutz (§ 12 VAwS) oder zur Anlagensi-
cherheit (§ 29a BImSchG). Die Sachverständigen und zugelassenen Stellen haben 
besondere Anforderungen an ihre Fachkunde nachzuweisen und bedürfen regel-
mäßig einer Zulassung oder Anerkennung durch eine staatliche Stelle. 
Im Rahmen der Fremdüberwachung werden durch Messungen oder Analysen von 
Abluft, Abfall, Abwasser, Geräuschen oder Erschütterungen oder Sachverständi-
genprüfungen (WHG, VAwS) die Nachweise erbracht, dass die in Genehmigungs-
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bescheiden oder in umweltgesetzlichen Regelungen festgelegten Anforderungen 
eingehalten werden. 

 
Eine besondere Form der Fremdüberwachung ist die freiwillige Beteiligung an Au-
dits, die etwaige betriebliche Umweltmanagementsysteme prüfen und bewerten 
(ISO 14001, EMAS, Entsorgungsfachbetriebsverordnung). Hier steht in der Regel 
die Verbesserung der Umweltleistung einer Organisation im Vordergrund, eine Ein-
haltung aller gesetzlichen Vorgaben durch einen Umweltgutachter („legal complian-
ce“) wird nur in EMAS (Eco- Management and Audit Scheme) sichergestellt. 
 

1.2 Objekte der staatlichen Überwachung 

Objekte der staatlichen Umweltüberwachung sind Anlagen, Abfallströme und Über-
schwemmungsgebiete. 
 

1.2.1 Anlagentypen und ihre spezifischen Besonderhe iten 

Industrieanlagen wie Kraftwerke, Stahlwerke, Gießereien, Raffinerien, Glas- oder 
Papierfabriken verursachen in hohem Maße Luftverunreinigungen, Geräusche und 
Erschütterungen. Hier hat die staatliche Überwachung insbesondere zu gewährleis-
ten, dass Emissionsminderungsmaßnahmen nach dem Stand der Technik ange-
wendet werden. Die Anlagen in Betriebsbereichen nach Störfallverordnung (Che-
mieanlagen, Gefahrstoffläger) müssen aufgrund der großen Mengen an gefährli-
chen Stoffen besondere Anforderungen an die Anlagensicherheit erfüllen. 
 
Anlagen der Abfallwirtschaft weisen u.a. die spezifische Besonderheit auf, dass in 
relativ kurzen Zeiträumen erhebliche Abfallmengen angehäuft werden können, oh-
ne -z .B. anders als im Eingangsbunker von Müllverbrennungsanlagen- eine adä-
quate Weiterverarbeitung oder Entsorgung sicherzustellen. Die Bereitschaft des An-
lagenbetreibers zur Einhaltung der Genehmigungsauflagen hat daher einen beson-
deren Stellenwert. 
 
Daneben sind die besonderen Anforderungen zu erwähnen, die sich aus der Pro-
duzentenverantwortung ergeben, die für verschiedene Bereiche im Kreislaufwirt-
schaftsgesetz (KrWG) verankert ist (z.B. Elektro- bzw. Elektronikschrott, Batterien 
Altautos u.a.) und bestimmte Vorgaben auch für die staatliche Überwachung zur 
Folge hat.  
 
Bei Abfallanlagen sind zudem regelmäßig Sicherheitsleistungen festzusetzen. Da-
durch soll gewährleistet werden, dass nach einer Betriebseinstellung z. B. bei einer 
Insolvenz die öffentliche Hand nicht die Kosten der Entsorgung für die auf dem Ge-
lände verbliebenen Abfälle sowie die sonstigen Nachsorgemaßnahmen tragen 
muss. 
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Zu den Anlagen der Wasserwirtschaft gehören Wasserversorgungsanlagen zur 
Gewinnung von Trinkwasser bzw. Brauchwasser. Dabei wird die Grundwasserent-
nahme über Brunnenanlagen und die Wasserentnahme aus den Oberflächenge-
wässern über Pumpeneinrichtungen gewährleistet.  
Des weiteren gehören Abwasseranlagen, wie kommunale bzw. Verbandskläranla-
gen, industriell/gewerbliche Kläranlagen, Kanalisationsnetze, Rückhalte- und Re-
genüberlaufbecken zu den wasserwirtschaftlichen Anlagen, die der staatlichen 
Überwachung unterliegen. 
Stauanlagen (Talsperren, Hochwasserrückhaltebecken) sowie Hochwasserschutz-
anlagen (Deiche, Mauern, mobile Schutzwände) mit verschiedenen Bauwerken sind 
hinsichtlich ihrer bautechnischen Standards regelmäßig zu überwachen. 
Des weiteren sind auch Pipelines (Rohrfernleitungen), in denen wassergefährdende 
Stoffe oder Gase transportiert werden, regelmäßig zu überprüfen. 
 
Gentechnische Anlagen bestehen aus Laboratorien, Produktionsbereichen, Tierhal-
tungsbereichen und Gewächshäusern, in denen gentechnisch veränderte Organis-
men hergestellt und verwendet werden. Im Rahmen der staatlichen Überwachung 
wird geprüft, ob vom Anlagenbetreiber die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen 
getroffen wurden, um den Kontakt der veränderten Organismen mit den Beschäftig-
ten und der Umwelt ausreichend zu begrenzen. Dabei spielt die richtige Beurteilung 
des Gefährdungspotentials der Organismen eine zentrale Rolle.  
 

1.2.2 Abfallströme 

Die nationale als auch grenzüberschreitende Abfallstromkontrolle umfasst die 
Überwachung der Abfallströme von der Entstehung der Abfälle (Abfallerzeuger) 
über die Abfallbeförderung bis hin zur umweltgerechten Abfallentsorgung. 
 
Hierzu werden Überwachungen bei den Abfallstrombeteiligten vor Ort durchgeführt, 
um zu prüfen, ob der Umgang mit Abfällen im Einklang mit den gesetzlichen Rege-
lungen steht und die Abfallstromtransparenz gegeben ist. Abfallstrombeteiligte sind 
in der Regel Abfallerzeuger, -beförderer und -entsorger. Es können aber auch Ab-
fallbesitzer, -makler, -händler oder Abfalleinsammler sein. Die Kontrollen erfolgen in 
den Betrieben sowie an den Verkehrswegen (Straßen, Bahnhöfen, Grenzübergän-
gen, Wasserstraßen, Häfen) in Zusammenarbeit mit der Polizei, dem Bundesamt 
für Güterverkehr und/oder dem Zoll. 
 
Generell wird z. B. anhand der Register geprüft, ob der Abfall richtig deklariert (Ab-
fall oder Nichtabfall, Abfallbezeichnung) und ob er umweltgerecht entsorgt wurde. 
Hierbei sind auch die Entsorgungsverfahren (Verwertung oder Beseitigung) zu prü-
fen. 
 
Da viele Abfallentsorgungen digital mitgeteilt werden müssen (Vorgaben zum elekt-
ronischen Nachweisverfahren), finden die Überprüfungen aber auch anhand der 
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einzureichenden Dokumente am Schreibtisch mit Hilfe des bundesweit eingeführten 
DV-Programms ASYS in der Behörde unmittelbar statt. 
 

1.2.3 Überschwemmungsgebiete 

Als Überschwemmungsgebiete werden die Gebiete bezeichnet, die bei Hochwasser 
überschwemmt oder durchflossen werden können. Denkbar ist auch, dass diese 
Gebiete als sogenannte Hochwasserentlastung oder Rückhalteraum beansprucht 
werden. Die Bezirksregierung Köln ist zuständig für Maßnahmen in Überschwem-
mungsgebieten von Rhein und Sieg. 
Die Überwachung findet im wesentlichen anlassbezogen statt, d.h. es werden Bau-
aktivitäten begleitet und bei Fertigstellung einer Abnahme unterzogen. Es werden 
Hinweise auf nicht genehmigte Maßnahmen verfolgt und Ausgleichsmaßnahmen 
bei verloren gegangenen Rückhalteflächen eingefordert. 
 
Detaillierte kartographische Angaben zur räumlichen Verteilung von Überwa-
chungsobjekten sind in der Anlage zu finden. 
 

1.3 Häufigkeit der staatlichen Überwachung 

Die Intensität der staatlichen Umweltüberwachung ist in einigen wenigen Bereichen 
durch Gesetze, Richtlinien oder Erlasse detailliert vorgeschrieben. Überwiegend 
liegt sie im Ermessen der überwachenden Behörden. 

 
1.3.1 Bereiche mit vorgegebener Überwachungshäufigk eit 

Betriebsbereiche mit erweiterten Pflichten nach der Störfallverordnung werden im 
Rahmen einer Vor-Ort-Inspektion jährlich überprüft, soweit die Behörde nicht auf-
grund einer systematischen Bewertung der Gefahren andere Inspektionsintervalle 
festlegt. Bei komplexen Industrieanlagen nach der IED fordert der Gesetzgeber, 
dass der Zeitraum zwischen zwei Vor-Ort-Inspektionen ein Jahr bei Anlagen der 
höchsten Risikostufe und drei Jahre bei Anlagen der niedrigsten Risikostufe nicht 
überschreiten darf. 
 
Deponien weisen die Besonderheit auf, dass nach den rechtlichen Vorgaben (u.a. 
§ 5 der Deponieverordnung sowie § 43 KrWG und § 24 LAbfG) die Abnahme von 
Deponien oder Deponieabschnitten vor Inbetriebnahme zu erfolgen hat. Dadurch 
kommt es während eines Jahres zu häufigen Überwachungsmaßnahmen, auch 
während der Bauzeit, um unabhängig von der Ermittlung der risikobasierten Inspek-
tionsintervalle durch die staatliche Abnahme die Einhaltung der z.B. im Rahmen der 
Qualitätssicherung festgelegten Anforderungen überprüfen zu können. 
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Kommunale Kläranlagen sind nach dem NRW-Konzept zur „Überwachung von Ab-
wassereinleitungen und Abwasseranlagen“ mindestens alle 2 Jahre zu begehen. Ab 
einer bestimmten Größenklasse wird eine jährliche Überprüfung angestrebt. 
 

1.3.2 Bereiche ohne vorgegebene Überwachungshäufigk eit 

Für die überwiegende Zahl der Objekte (gentechnische Anlagen, Rohrfernleitungen, 
Stauanlagen, Hochwasserschutzanlagen, Überschwemmungsgebiete, Wasserge-
winnungsanlagen, einfache Industrieanlagen) machen die gesetzlichen und unter-
gesetzlichen Regelungen keine Vorgaben zur Intensität der staatlichen Überwa-
chung. Umfang und Häufigkeit sind daher zunächst in das Ermessen der jeweiligen 
Überwachungsbehörde gestellt. 

Die bodenschutzrechtliche Überwachung ist generell eine Anlassüberwachung, die 
sich mitunter sogar über einen längeren Zeitraum (mehrere Jahre) erstrecken kann. 
Art und Umfang der Überwachungsmaßnahmen müssen sorgfältig einzelfallbezo-
gen unter Einbeziehung des Pflichtigen abgestimmt werden, denn jede altlasten-
verdächtige Fläche, Altlast und schädliche Bodenveränderung unterliegt speziellen 
Randbedingungen. Zweck der Überwachung ist die Ermittlung und Abwehr von Ge-
fahren, die Überwachung des Sanierungserfolgs sowie die Kontrolle der Einhaltung 
der Bodenschutzvorschriften durch den Pflichtigen. 

 

2. Vorgaben zur Überwachung 

Das Ministerium für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbraucher-
schutz NRW hat den Umweltbehörden des Landes NRW mit den Erlassen vom 
03.01.2011 und vom 24.09.2012 Rahmenvorgaben für eine risikobasierte Planung 
von medienübergreifenden Umweltinspektionen an die Hand gegeben. Nach dem 
Erlass vom 24.09. 2012 sind neben den IED-Anlagen auch alle genehmigungsbe-
dürftige Anlagen nach BImSchG, WHG, KrW-/AbfG, GenTG, nicht genehmigungs-
bedürftige Anlagen mit bekanntem Risikopotenzial und die Abfallstromkontrolle Ge-
genstand der Inspektionsplanung. 

Die Erlasse berücksichtigen insbesondere die Empfehlungen des Europäischen 
Parlamentes und Rates vom 04.04.2001 zur Festlegung von Mindestkriterien für 
Umweltinspektionen in den Mitgliedsstaaten (2001/331/EG) und perspektivisch 
auch die Vorgaben der Richtlinie über Industrieemissionen (Integrierte Vermeidung 
und Verminderung der Umweltverschmutzung (2010/75/EU) vom 24.11.2010. In Ar-
tikel 23 der Richtlinie wird der Bereich der Umweltinspektionen für die sog. IED-
Anlagen mit konkreten Vorgaben für ein Umweltinspektionssystem neu geregelt 
(vgl. Anhang 6.6). Die Richtlinie ist spätestens zum 06.01.2013 in nationales Recht 
umzusetzen. 
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2.1 Inspektionsplanung in Anlehnung an die IED 

Die Richtlinie über Industrieemissionen verpflichtet alle Mitgliedstaaten, ein System 
für die Umweltinspektion von Anlagen einzuführen, die unter den Geltungsbereich 
dieser Richtlinie fallen (die sog. IED-Anlagen). Der Umweltinspektionsplan muss al-
le Anlagen abdecken und insbesondere ein Verfahren zur Aufstellung von Pro-
grammen für routinemäßige Umweltinspektionen beschreiben. Die Häufigkeit der 
Vor-Ort-Inspektionen richtet sich nach einer systematischen Beurteilung der mit der 
Anlage verbundenen Umweltrisiken. 
 
Die Inspektionsplanung der Bezirksregierung Köln erfasst alle Anlagen, die einer 
immissionsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen, abfallrechtlichen oder gentechnik-
rechtlichen Genehmigung oder Anzeige bedürfen sowie die Rohrfernleitungsanla-
gen nach dem Gesetz zur Umweltverträglichkeitsprüfung und der Rohrfernleitungs-
verordnung. Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen1 oder Anlagen mit geringem 
Umweltrisiko können im Einzelfall in die Inspektionsplanung aufgenommen werden. 
Die zurzeit gültigen rechtlichen Grundlagen für die Überwachungstätigkeiten sind in 
den Anlagen 6.3.1 bis 6.3.7 zusammengestellt. 
 

2.1.1 Risikobewertung 

Die systematische Beurteilung der Umweltrisiken stützt sich auf auswirkungsbezo-
gene und betreiberbezogene Kriterien. Die Bewertung der auswirkungsbezogenen 
Kriterien entsprechend Artikel 23 (4) lit a IED, z.B. die grundsätzliche Umweltrele-
vanz, der Abstand einer Anlage zur Wohnbebauung, die Menge der emittierten 
Stoffe, die Art und Menge der Abfälle oder der gefährlichen Stoffe sind ein Maß für 
die Bewertung der potenziellen Auswirkungen einer spezifischen Anlage auf die 
Umwelt. Die Bewertung der betreiberbezogenen Kriterien entsprechend Artikel 23 
(4) lit. b und c IED, z. B. Bereitschaft zur Regeleinhaltung und Vorhandensein eines 
Umweltmanagementsystems, gibt darüber hinaus Anhaltspunkte über die Wahr-
scheinlichkeit des Eintritts dieser Auswirkungen. Gemeinsam mit den auswirkungs-
bezogenen Kriterien bestimmen Letztere, ob sich das individuelle Umweltrisiko ei-
ner bestimmten Anlage gegenüber der Gruppe vergleichbarer Anlagen erhöht oder 
erniedrigt. Dementsprechend wird die Überwachungsfrequenz erhöht oder ernied-
rigt. 
Je nachdem ob die Anlage dem Bereich Immissionsschutz, Wasser- oder Abfall-
wirtschaft zuzuordnen ist, sind auf Objektarten bezogene spezifische Kriterien zur 
Beurteilung erforderlich. In 3.2 sind alle derzeit angewendeten Kriterien näher auf-
geführt.  
 

                                            
1 Nicht genehmigungsbedürftige Anlagen sind Anlagen die keiner immissionsschutzrechtlichen, wasserrechtlichen oder 
abfallrechtlichen Genehmigung bedürfen. 
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2.1.2 Inspektionszyklen 

Abhängig vom Ergebnis der Risikobewertung (2.1.1) wird für jedes Überwachungs-
objekt ein Inspektionszyklus ermittelt. Der Zeitraum zwischen zwei Vor-Ort-
Besichtigungen darf ein Jahr bei Anlagen mit der höchsten Risikobewertung und 
fünf Jahre bei Anlagen mit der niedrigsten Risikobewertung nicht überschreiten. 
IED-Anlagen mit der niedrigsten Risikobewertung müssen spätestens nach drei 
Jahren erneut inspiziert werden. Wurden bei einer Inspektion schwerwiegende 
Mängel festgestellt, muss innerhalb der nächsten sechs Monate nach dieser In-
spektion eine zusätzliche Vor-Ort-Besichtigung durchgeführt werden.  

 
Die risikobasierte Inspektionsplanung wird auch bei folgenden Überwachungsauf-
gaben verwendet, die nicht allein der Umweltüberwachung zuzurechnen sind. 
 

2.2 Inspektionen nach Störfallverordnung 

Bei den Inspektionen auf Grundlage der Störfall-Verordnung (12. BImSchV) wer-
den die Anforderungen des § 16 der 12. BImSchV erfüllt. Die Inspektionsfristen für 
Betriebsbereiche werden auf Grund einer systematischen Bewertung der Gefahren 
von Störfällen festgelegt. Danach werden Betriebsbereiche mit erweiterten Pflichten 
im Mittel alle 2 Jahre, Betriebsbereiche mit Grundpflichten alle 4 Jahre überwacht. 
Die ursprünglich ermittelten Fristen können, abhängig vom Inspektionsergebnis, 
vom Betreiberverhalten und abhängig von Unfälle und Beinaheunfällen, um ein Jahr 
herauf- oder herabgesetzt werden. 
 
Im Rahmen der Störfallinspektionen muss die zuständige Behörde sich vergewis-
sern, dass der Betreiber die erforderlichen Maßnahmen zur Verhinderung und Be-
grenzung von Störfällen getroffen hat. Zusätzlich wird geprüft, ob die in dem Si-
cherheitsbericht oder anderen vorgelegten Berichten enthaltenen Angaben und In-
formationen die Gegebenheiten im Betrieb zutreffend wiedergeben und ob die In-
formationen nach § 11 Störfall-Verordnung der Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
wurden. Die Störfallinspektionen finden normalerweise als Regelüberwachung statt. 
Nach meldepflichtigen Ereignissen wird die Inspektion immer als Anlassüberwa-
chung durchgeführt.  
 

2.3 Inspektionen nach anderen Vorgaben 

 
2.3.1 Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen 

Die Überwachung von Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen erfolgt heute 
auf der Grundlage des landesweit eingeführten Überwachungskonzeptes aus dem 
Jahr 2010 (Erlass des MUNLV vom 17.06.2010). Nach dem Konzept soll sich die 
Anlagenüberwachung an dem Umfang der Einleiterüberwachung durch die Probe-
nahme und Analytik (§ 120 LWG) orientieren. Grundsätzlich soll bei potenziell ge-
wässerseitig relevanten industriellen Direkt- und Indirekteinleitungen mindestens 
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einmal jährlich eine Anlagenüberwachung durchgeführt werden. Nach Abwasser-
herkunftsbereichen bzw. Branchen soll die Überwachung abgestuft mindestens in-
nerhalb von 5 Jahren erfolgen. Die Häufigkeit der Probenahmen bei Abwasserein-
leitungen richtet sich nach den Herkunftsbereichen aus der Abwasserverordnung 
und liegt zwischen 2 und 24 Probenahmen pro Jahr. Auch der Umfang der zu ana-
lysierenden Parameter einer Abwasserprobe durch das LANUV Labor richtet sich 
nach dem Herkunftsbereich des anfallenden Abwasserstroms.   
 

2.3.2 Gentechnische Anlagen 

Anlagenüberwachungen nach dem Gentechnikrecht werden ebenfalls auf der 
Grundlage einer risikobasierten Planung durchgeführt. Als vorrangiges auswir-
kungsbezogenes Kriterium wird das Gefährdungspotential der in der Anlage durch-
geführten gentechnischen Arbeiten zur Festlegung der Revisionsintervalle herange-
zogen. Dabei sind zunächst Intervalle von einem Jahr (Sicherheitsstufe 3), zwei 
Jahren (Sicherheitsstufe 2) und 3 Jahren (Sicherheitsstufe 1) vorgesehen. Als wei-
teres auswirkungsbezogenes Kriterium wird die Anlagengröße berücksichtigt. Dies 
führt dazu, dass besonders große Anlagen häufiger und besonders kleine Anlagen 
seltener überprüft werden. Als betreiberbezogenes Kriterium wird schließlich die bei 
der jeweils letzten Revision festgestellte Regelkonformität berücksichtigt. Beson-
ders vorbildlich betriebene Anlagen werden anschließend seltener und Anlagen mit 
einer überdurchschnittlichen Anzahl von Mängeln häufiger überwacht. Weitere Kri-
terien bei der Inspektionsplanung sind z. B. die häufig stattfindenden Anlagenände-
rungen oder der gemeinsame Betrieb mehrerer Anlagen in einem funktionellen Ver-
bund. 
 

3. Praxis der Überwachung im Regierungsbezirk Köln 

3.1 Allgemeine Erläuterungen zu IRAM 

Grundlage für die Inspektionsplanung ist die internetbasierte Anwendung IRAM, die 
von der IMPEL (European Union Network for the Implementation and Enforcement 
of Environmental Law) - Projektgruppe „easy-tools“ unter Federführung der Bezirks-
regierung Köln in Zusammenarbeit mit IT.NRW entwickelt wurde. IRAM dient zur 
Risikobewertung von Industrieanlagen und anderen Inspektionsobjekten im Rah-
men der Inspektionsplanung, wie z.B. IED-Anlagen, Seveso-Betriebsbereiche, Klär-
anlagen, Deponien etc.. IRAM unterscheidet entsprechend den Vorgaben der IED 
zwischen zwei Arten von Bewertungskriterien: den Auswirkungskriterien und den 
Betreiberkriterien. 
Auswirkungskriterien dienen dazu, die möglichen Auswirkungen verschiedener Ge-
fährdungen auf die Umwelt und die menschliche Gesundheit abzuschätzen. Sie 
setzen sich aus anlagenbezogenen und standortbezogenen Kriterien zusammen. 
Die Betreiberkriterien werden als Anhaltspunkt für die Wahrscheinlichkeit eines 
Schadenseintritts verwendet. Die Verknüpfung beider Kriteriengruppen beschreibt 
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das Risiko für die Umwelt und die menschliche Gesundheit, das durch das Inspekti-
onsobjekt hervorgerufen wird.  
Auswirkungs- und Betreiberkriterien wurden inzwischen für alle Überwachungsbe-
reiche, für die das Umweltüberwachungskonzept Anwendung findet, festgelegt (sie-
he 3.2).  
Der IRAM-Server wird zukünftig über die Internetpräsenz der Bezirksregierung Köln 
(www.brk.nrw.de) erreichbar sein.  
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3.2 Kriterien zur Bewertung von Objekten 

Kriterien Industrieanlagen und Abfallverwertungs- u nd -beseitigungsanlagen 

a) Auswirkungskriterien entsprechend Artikel 23 IED  

• Grundsätzliche Umweltrelevanz (Anlagentyp) 
• Auswirkungen auf die menschliche Gesundheit und die Umwelt 
• Freisetzungen in die Luft 
• Freisetzung in Gewässer/Verbringung in Abwasseranlagen 
• Freisetzungen in den Boden 
• Einsatz, Verbringung oder Import / Export von gefährlichen und nicht gefähr-

lichen Abfällen 
• Lagermenge von gefährlichen und nicht gefährlichen Abfällen 
• Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
• Einfluss auf Umweltqualitätsziele 
• Entfernung zu empfindlichen Objekten/Gebieten 

• Unfallrisiko durch gefährliche Stoffe 
 
b) Betreiberbezogene Kriterien entsprechend Artikel  23 IED 

• Einhaltung der Genehmigungsauflagen 

• Bereitschaft des Betreibers zur Regeleinhaltung 

• Umweltmanagementsystem 
 
Kriterien für Betriebsbereiche nach der Störfallver ordnung 

 
a) Auswirkungskriterien 

• Art des Betriebsbereiches (Grundpflichten, erweiterte Pflichten) 

• Art und Menge der gefährlichen Stoffe 

• Organisation der Schadensbegrenzung 
• Benachbarte Einrichtungen, sonstige Einrichtungen 

• Benachbarte schützenswerte Objekte 

• Prozessrisiken, Anlagenkomplexität 

• Meldesysteme zur Vermeidung des Schadensereignisses 

• Schwerwiegende Beschwerden, ernste Unfälle und Beinahe-Unfälle, Zwi-
schenfälle in der Vergangenheit  

 
b) Betreiberbezogene Kriterien 

• Quantität und Qualität von Unterlagen und Dokumenten 

• Ergebnisse und Bewertung der bisherigen Inspektionen  

• Bereitschaft zur Regeleinhaltung 

• Beherrschung von Betriebsstörungen oder Störfällen 
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Kriterien Wasserwirtschaft 

I. Abwasser 

 a) Auswirkungskriterien 

• Abwasservolumenstrom der Kläranlage 
• Anhang gemäß der Abwasserverordnung 
• Relevante Überwachungsparameter 
• Niederschlagswassereinleitungen 
• Gewässerspezifische Auswirkungen 
• Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (Bereich der Kläranlage) 
• Störungen im Betriebsablauf 
• Amtliche Überwachung 

 
b) Betreiberbezogene Kriterien 

 • Einhaltung von Genehmigungsauflagen 
 • Regelkonformität 
 • Bereitschaft des Betreibers zur Regeleinhaltung 
 • Zertifizierung 

 
II. Talsperren 

a) Auswirkungskriterien 

• Bauwerksart 

• Baujahr/Grundsanierung 

• Volumen bei Vollstau 

• Baulicher Zustand 

• Überlastbarkeit der Hochwasserentlastung 
• Erdbebenzone 

• Fließweg zu empfindlichen Gebieten 

• Überwachungssystem 
 

b) Betreiberbezogene Kriterien 

• Fachliche Qualifikation des Personals 

• Umsetzung der Anforderungen 

• Auffälligkeiten bei Sicherheitsberichten 
 

III. Wassergewinnung 

a) Auswirkungskriterien   

• Entnahmeraten 

• Komplexität der Aufbereitungstechnik 

• VAwS - Anlagen 

• Sicherheitsaspekte 
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• Flächennutzung im Einzugsgebiet 

• Grundwasserabhängige Feuchtbiotope 

• Bedeutung des genutzten Wasserreservoirs 
 
b) Betreiberbezogene Kriterien 

• Hygienezustand der Brunnen und Aufbereitungsanlagen 

• Bereitschaft zur Regelkonformität  
 

IV. Deiche 
a) Auswirkungskriterien   

• Entfernung zu Objekten oder Nutzungen  

• Schadenspotenzial 

• Bauwerksart und baulicher Zustand  

• Beobachtungen beim letzten Hochwasser 
 
c) Betreiberbezogene Kriterien  

• Bereitschaft zu regelmäßiger Unterhaltung  

• Qualität der Unterhaltung 
 
 
V. Rohrfernleitungen 

a) Auswirkungskriterien 

• Lage in Erdbebenzonen 
• Lage in empfindlichen Gebieten 
• Parallellage von Pipelines 
• Zu transportierende Stoffe 
• Aggregatzustand der Stoffe 
• Leitungslänge  
• Nenndurchmesser  
• Aufgetretene Schadensfälle  
• Ergebnisse der wiederkehrenden Prüfung 

 
b)  Betreiberbezogene Kriterien 

• Bereitschaft Anforderungen einzuhalten 
• Betrieb als Haupt-/Nebenaufgabe 

 
 
Kriterien Abfallstromkontrolle 

a) Auswirkungskriterien 
• Abfallart 
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• Anzahl der Abfallarten 

• Abfallmenge 

• grenzüberschreitende Abfallverbringung 

• Anlagentyp 

• Bedeutung der Anlage 
 

b) Betreiberbezogene Kriterien 

• Regelkonformität 

• Bereitschaft zur Regeleinhaltung 

• Registerpflege 
 

 

3.3 Ermittlung von Inspektionsintervallen 

Wie viele andere Programme arbeitet das Programm zur Ermittlung des Umweltrisi-
kos der zu überwachenden Anlagen (IRAM) mit einer Punktbewertung von Krite-
rien, die zur Abschätzung des Umweltrisikos verwendet werden. Je höher die 
Punktzahl desto größer das Risiko. Im Gegensatz zu vielen anderen Programmen 
arbeitet IRAM aber nicht mit dem Mittelwert der vergebenen Punkte, um das Ge-
samtrisiko zu bestimmen, sondern mit den höchsten Punktwerten. Damit wird ver-
mieden, dass hohe Risiken einzelner Kriterien durch niedrige Risiken anderer Krite-
rien bei der Mittelwertbildung ausgeglichen werden.  
In IRAM entscheidet die Anzahl der höchsten Punktwerte aller Auswirkungskriterien 
über die Risikokategorie der entsprechenden Anlage und damit über das Inspekti-
onsintervall. Je höher die Kategorie, desto geringer das Intervall. Die Auswir-
kungskriterien alleine bilden jedoch noch nicht das Risiko ab. Ein Risiko setzt sich 
immer aus einer Auswirkung und einer Eintrittswahrscheinlichkeit zusammen. Als 
Anhaltspunkt für die Wahrscheinlichkeit verwendet IRAM Betreiberkriterien. Deren 
Bewertung hat den Effekt, dass bei zuverlässigen Betreibern die Einzelwerte der 
Auswirkungskriterien im sog. Risikoprofil entsprechend der Bewertung des Betrei-
berverhaltens um jeweils einen Punkt erniedrigt werden. Zuverlässige Betreiber 
werden dadurch einer niedrigeren Risikokategorie zugeordnet und damit das In-
spektionsintervall verlängert. Bei unzuverlässigen Betreibern ist der Effekt genau 
entgegengesetzt.  
Mit der sog. Inspektionskategorie ermittelt IRAM auch den für eine Inspektion anzu-
setzenden Zeitaufwand. Dazu wird die Summe der Einzelwerte im Inspektionsprofil 
gebildet. Je höher die Summe der Einzelwerte im Inspektionsprofil ist, desto höher 
ist die Inspektionskategorie (mindestens A, höchstens D). Der maximale Inspekti-
onsaufwand entsteht bei Anlagen, in denen alle Auswirkungskriterien mit höchster 
Punktzahl bewertet wurden.  
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3.4 Praxisbeispiele für Risikobewertungen 

Die Praxis der Risikobewertung wird anhand von Formularmasken aus IRAM für 
Anlagen nach BImSchG, für die Abfallstromkontrolle sowie für Deponien und 
Abwasser dargestellt. Die Beispiele sind in Anhang 6.4 enthalten. 

 

3.5 Unangekündigte Überprüfungen 

Vielfach wird man als Überwachungsbehörde mit dem Vorwurf konfrontiert, die 
Überprüfung eines Objektes sei dem Betreiber bekannt und das Überprüfungser-
gebnis entspreche daher oft nicht den realen Verhältnissen im Alltagsbetrieb. Des-
halb finden auch behördliche Überprüfungen statt, die dem Betreiber vorab nicht 
bekanntgegeben werden. Solche unangekündigte Überprüfungen finden grundsätz-
lich statt 

 

• bei der Überprüfung von Hinweisen oder Beschwerden aus der Bevölkerung 
oder von Arbeitnehmern auf schwerwiegende Umweltverstöße und bei wie-
derkehrenden Beschwerden 

• bei festgestellten Immissionswertüberschreitungen in der Umgebung einer 
Anlage 

• als zusätzliche Vor-Ort-Inspektion, wenn bei einer vorherigen Inspektion 
schwerwiegende Mängel festgestellt wurden  

• bei häufiger aufgetretenen Verstößen gegen Betreiberpflichten oder Auflagen 
• im Einzelfall als zusätzliche Vor-Ort-Inspektion, wenn bei einer Inspektion 

keine oder geringfügige Mängel festgestellt wurden 
• als unangekündigte Erweiterung des Inspektionsumfangs einer angekündig-

ten Inspektion 
• zur Überprüfung von Anordnungen aus einer Ordnungsverfügung zur Behe-

bung betrieblicher Mängel 
• als themen-, fach- oder ereignisbezogene Schwerpunktinspektionen 
• als Immissionsmessungen bei Geräuschen, Gerüchen oder Erschütterungen 
• bei festgestellten Gewässerverunreinigungen oder untypischen Stoffkonzent-

rationen in Gewässern 
• bei Geruchsbeschwerden über Abwasseranlagen oder Stoffkonzentrations-

überschreitungen in Kanalisationen 
• in Form der Emissionsfernüberwachung 
• bei Problembetrieben. 
Unangekündigte Überprüfungen erfolgen immer unangemeldet, wenn die Gefahr 
oder Besorgnis besteht, dass Beweismittel vernichtet, verändert, beiseite geschafft, 
unterdrückt oder gefälscht werden (vgl. § 112 StPO). 
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3.6 Problembetriebe 

Besonders kritische Betriebe, sog. Problembetriebe, werden nach dem Konzept der 
Bezirksregierung Köln einer fachübergreifenden Überprüfung sowohl nach umwelt-
rechtlichen als auch nach arbeitsschutzrechtlichen Vorschriften unterzogen. Dabei 
geht man davon aus, dass Betriebe, die in erheblichem Umfang gegen Umwelt-
schutzvorschriften verstoßen, sich häufig auch nicht an Arbeitsschutzvorschriften 
halten - und umgekehrt. Der Informationsaustausch über Problembetriebe dient ei-
nem koordinierten Vorgehen in der Überwachung, insbesondere um ein effektives 
Vorgehen mit den unter 3.7 genannten verwaltungsrechtlichen Instrumenten sicher-
zustellen. 

Aus der Sicht des Umweltschutzes kommen als Problembetriebe insbesondere die-
jenigen in Betracht 

• die regelmäßig gesetzliche Entwicklungen verpassen (Beispiel: Änderungen 
VAwS, 13./17.BImSchV werden nicht registriert) oder Prüfungen (z. B. nach 
VAwS, Bioabfallverordnung, Altholzverordnung, Kontrollen nach Altfahrzeug-
verordnung) nicht durchführen lassen 

• die regelmäßig oder erheblich gegen Betreiberpflichten und Genehmigungs-
auflagen verstoßen, sodass die Überwachungsbehörde mit Anordnungen re-
agieren musste 

• deren Betriebsdokumentation fortwährend nicht ausreichend ist (Beispiel: 
Betriebsbereich ohne Sicherheitsmanagementsystem (SMS), Betriebsberei-
che ohne Management of Change (MOC), Anlage ohne Ex-Schutz-
Dokument, Betriebstagebuch nicht verfügbar bzw. unvollständig, Abfallregis-
ter nicht ordnungsgemäß geführt) 

• bei denen im Rahmen von Inspektionen wiederkehrend erhebliche oder ein-
malig schwerwiegende Mängel festgestellt werden und dadurch Inspektions-
fristen verkürzt werden mussten bzw. müssen 

• die Anlass für mehrfache berechtigte Beschwerden aus der Bevölkerung 
oder der Arbeitnehmerschaft gegeben haben 

• die ihren Selbstüberwachungsverpflichtungen nur unzureichend nach kom-
men 

• die Rahmen der abwasserseitigen Anlagen- und Einleitungsüberwachung 
häufig durch Überschreitungen auffallen. 

 
 

3.7 Verwaltungsrechtliche Instrumente 

Nach jeder Vor-Ort-Besichtigung wird ein Bericht mit den relevanten Feststellungen 
erstellt. Der Bericht enthält Angaben bezüglich der Einhaltung der Genehmigungs-
auflagen, der Einhaltung der Genehmigungsinhalte und bezüglich der Einhaltung 
der überprüften Rechtsvorschriften durch den Anlagenbetreiber. Er enthält zudem 
Schlussfolgerungen zur etwaigen Notwendigkeit weiterer Maßnahmen. Falls be-
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stimmte Auflagen, Genehmigungsinhalte oder Rechtsvorschriften nicht oder nicht in 
ausreichendem Maße eingehalten werden, ist dies ebenfalls Bestandteil des Be-
richtes. Bei Feststellung eines Rechtsverstoßes sorgt die Bezirksregierung mit Hilfe 
des Verwaltungsrechts für die Wiederherstellung des rechtmäßigen Zustandes. Der 
Bericht wird dem Betreiber binnen zwei Monaten übermittelt. 

 
Dabei gibt das Verwaltungsrecht den Umweltbehörden umfangreiche Möglichkeiten 
(„scharfe Schwerter“) zur Wiederherstellung eines rechtmäßigen Zustands an die 
Hand. Ist ein bestimmtes Tun, Dulden oder Unterlassen dem Anlagenbetreiber be-
reits verbindlich vorgeschrieben und vollziehbar (z.B. in Form einer Auflage zur Ge-
nehmigung oder einer bereits früher erlassenen nachträglichen Anordnung), kann 
die Regelung mit den Mitteln des Verwaltungsvollstreckungsrechts (regelmäßig 
Zwangsgeld bis zu 100.000 € oder Ersatzvornahme auf seine Kosten) erzwungen 
werden. 
 
Wird eine Anlage ohne Genehmigung betrieben oder der genehmigte Umfang nicht 
eingehalten (z.B. durch Überschreitung von Mengenbeschränkungen, Einsatz nicht 
zugelassener Stoffe, Verletzung von Genehmigungsinhaltsbestimmungen, Nichter-
füllung einer Bedingung oder nach Ablauf einer befristeten Zulassung), soll die Be-
hörde in der Regel die Anlage stilllegen oder sogar beseitigen lassen, aus Gründen 
der Verhältnismäßigkeit bis zur Erreichung eines genehmigten Zustands. 
 
Bei Nichtbeachtung von für den Anlagenbetrieb wichtigen Auflagen oder vollziehba-
ren nachträglichen Anordnungen kann die Behörde den Anlagenbetrieb bis zur Er-
reichung eines rechtmäßigen Zustands untersagen; ebenso bei eindeutig unzurei-
chenden Maßnahmen zur Verhütung schwerer Unfälle in Störfallbetrieben. Bei Un-
zuverlässigkeit eines Betreiber kann diesem der Betrieb der Anlage untersagt wer-
den. 
 
Soweit darüber hinaus Regelungsbedarf besteht (etwa im Fall neuerer umweltrecht-
licher Anforderungen durch Fortschreiten des Standes der Technik, z.B. im Rah-
men der Altanlagensanierung, oder bisher nicht erkannter Umweltproblematiken 
durch den Anlagenbetrieb), kann die Behörde entsprechende nachträgliche Anord-
nungen erlassen. Soweit diese abschließend bestimmt sind, entfällt sogar der Be-
darf für eine Änderung der bisherigen Genehmigung. 
 
Darüber hinaus kann die Behörde in minderen Fällen Bußgelder erlassen; in 
schwerwiegenden Fällen erfolgt beim Verdacht von Straftaten eine Abgabe an die 
Staatsanwaltschaft.  
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4. Information der Öffentlichkeit 

Die IED-Richtlinie verpflichtet die Überwachungsbehörden zur Erstellung eines 
Umweltinspektionsberichts nach jeder Vor-Ort-Besichtigung. Erweiternd gilt diese 
Verpflichtung für alle Inspektionen nach dem Umweltüberwachungskonzept. Der 
Umweltinspektionsbericht ist innerhalb von 4 Monaten nach Durchführung der 
Inspektion der Öffentlichkeit zugänglich zu machen und hat folgenden notwendigen 
Inhalt: 
 

• Datum der Überwachung 

• Dauer der Überwachung 

• Angemeldete oder unangemeldete Überwachung 

• Anlagenbezeichnung 

• Standort 

• Betreiber (Firmenbezeichnung) 

• Zuständige Überwachungsbehörde (Bez .Reg / kommunale Umweltbehörde, 
beteiligte Behörden) 

• Umfang der Überwachung (z.B. medienübergreifende Überwachung - wel-
che Medien waren von der Überwachung erfasst, Überwachungsgegenstand 
-Anlagenteile) 

• Grundlage der Überwachung (Bescheide, Rechtsvorschriften) 

• Ergebnis der Überwachung mit Angaben zur Relevanz von festgestellten 
Mängeln (geringfügige, erhebliche oder schwerwiegende Mängel) 

• Veranlasste Maßnahmen (z.B. Revisionsschreiben, nachträgliche Anord-
nung, Widerruf der Genehmigung, Untersagung des Betriebes, Ordnungs-
widrigkeitenverfahren). 

 

5. Schnittstellen zwischen Arbeitsschutz und Umwelt schutz 

Das Ministerium für Arbeit, Integration und Soziales (MAIS) hat gemeinsam mit den 
Bezirksregierungen ein Konzept der risikobasierten Überwachung im Arbeitsschutz 
eingeführt. Betriebe werden nach fachlichen und betriebsbezogenen Kriterien des 
Arbeitsschutzes bewertet. Aus der Bewertung resultiert, ob ein Betrieb in eine an-
lassunabhängige Regelüberwachung genommen wird oder nur auf besonderen An-
lass, z.B. eine Beschwerde, hin überprüft wird.  
 
Die Datenbank IFAS – Informationssystem für den Arbeitsschutz – enthält arbeits-
schutzrelevante Betriebsinformationen und ermöglicht eine Darstellung von Ergeb-
nissen aus Überprüfungen in Ampelform. Die Farbe rot steht für Betriebe, die keine 
geeignete betriebliche Arbeitsschutzorganisation haben. IFAS steht den Umweltde-
zernaten zur Einsicht offen. Umgekehrt kann der Arbeitsschutz auf die Datenbank 
ISA (Informationssystem Stoffe und Anlagen) zugreifen.  
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Eine enge Verzahnung zwischen Umwelt- und Arbeitsschutz existiert bereits bei der 
Kontrolle von Betriebsbereichen, die der Störfall-Verordnung unterliegen. Hier sind 
die Arbeits- und Umweltschutzzuständigkeiten in Dezernat 53 übergreifend veran-
kert. Als eine der Konsequenzen aus dem Envio-Skandal wird der Informationsaus-
tausch innerhalb der Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz intensiviert. Ziel ist, 
dass zum einen bei der Änderung von Anlagen beide Bereiche – soweit betroffen – 
informiert werden und zum anderen, dass Erkenntnisse aus der Überwachung je-
weils auch für den anderen Bereich verfügbar gemacht werden. Letztlich geht es 
um die Nutzung von Synergieeffekten und um die Minimierung von Risiken.  
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6. Anhang 
 
6.1 Übersicht zum räumlichen Geltungsbereich 

 
Das Umweltüberwachungskonzept gilt für den Regierungsbezirk Köln nach Maßga-
be der Bekanntmachung der Bezirke der Landesmittelbehörden und der unteren 
Landesbehörden vom 15. April 2005. Es gilt zusätzlich für den Chemiepark Dorma-
gen gemäß Erlass des Ministeriums für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, Na-
tur- und Verbraucherschutz MUNLV IV-2 vom 29.01.2009.  
 

 
 
 

6.2 Erläuterungen zum sachlichen Geltungsbereich 

Die Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz vom 11. Dezember 2007 bestimmt, 
dass für besonders gefährliche Betriebe im Sinne der Störfallverordnung, für Anla-
gen mit besonders komplexer Technologie und für regional bedeutsame Anlagen 
(Anhang I der ZustVU) die Bezirksregierungen als obere Umweltschutzbehörden für 
den Vollzug der Umweltgesetze verantwortlich sind. Die kommunalen Behörden 
genehmigen und überwachen alle übrigen Anlagen. 

Innerhalb der Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz werden die Überwachungs-
aufgaben in den Dezernaten 52 - Abfallwirtschaft, Bodenschutz, 53 - Immissions-
schutz und 54 - Wasserwirtschaft jeweils incl. des anlagenbezogenen Umwelt-
schutzes wahrgenommen. Das Dezernat 52 überwacht darüber hinaus den Weg 
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der Abfälle vom Erzeuger bis zur endgültigen Entsorgung sowohl national als auch 
grenzüberschreitend. Das Dezernat 53 überwacht auch die gentechnischen Anla-
gen im Regierungsbezirk Köln. Dabei handelt es sich um Anlagen der Sicherheits-
stufen 1, 2 und 3 im Sinne des Gentechnikgesetzes (Quelle: BGBl. I S. 2066, 
16.12.1993) 

 
Die genaue Zuständigkeitsverteilung ist in internen Arbeitspapieren festgelegt.  
 
Die Verzahnung mit den Inspektionsaufgaben der unteren Umweltbehörden ergibt 
sich aus der Fachaufsicht der Bezirksregierung gegenüber diesen und re-
gelmäßigen Dienstbesprechungen.  
 
Die meisten der Anlagen/Überwachungsobjekte werden nicht in Listen, sondern in 
landesweiten Datenbanken geführt; deshalb sind diesem Inspektionsplan keine An-
lagenlisten beigefügt. Bei Bedarf können Auszüge aus den Datenbanken erstellt 
werden. Zur Veranschaulichung des Anlagenbestandes sind in der Anlage die je-
weilige Anzahl und die räumliche Verteilung der Objekte im Regierungsbezirk kar-
tographisch dargestellt. 
 

 

6.3 Rechtliche Grundlagen 

 
6.3.1 Medienübergreifende Überwachung  

Die Neufassung der IVU- Richtlinie  (2008/1/EG - Richtlinie des Europäischen Par-
laments und des Rates über Industrieemissionen; IED - Industrial Emissions Di-
rective vom 24.11.2010) regelt den Bereich der Umweltinspektionen für die s. g. 
IED-Anlagen mit konkreten Vorgaben (Quelle: ABl. EG L 334 S. 17). Die Mitglieds-
staaten sollen dazu ein System von regelmäßigen Umweltinspektionen einführen. 
Die Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht hat bis Ende 2012 zu erfolgen. 
Die Umweltinspektionen gemäß der IED sollen an Hand einer systematischen Be-
wertung der Umweltrisiken für jede Anlage im Turnus von mindestens 1 bis 3 Jah-
ren durchgeführt werden. Die Ergebnisse der Inspektionen sind der Öffentlichkeit 
gemäß Umweltinformationsrichtlinie  vom 28.01.2003 zugänglich zu machen 
(Quelle: ABl. EG L 41 S. 26). 

 
Weitere relevante Regelungen sind:  
 

• Empfehlung des Europäischen Parlaments und des Rates vom 4. April 2001 
zur Festlegung von Mindestkriterien für Umweltinspektionen in den Mitglied-
staaten (2001/331/EG, Quelle: ABl. EG L 118 vom 27.04.2001 S. 41). 

• Berücksichtigung eines nach DIN EN ISO 14001 zertifizierten Umweltmana-
gementsystems beim Verwaltungsvollzug, Gem. RdErl. d. MUNLV u. d. 
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MWMEV v. 13.11.2001 (Quelle: MBl. NRW. S. 1542 / SMBl. NRW 283 v. 
13.11.2001, S. 1, Stand 28.02.2006, MBl. NRW. S. 222). 

• Kriterien für die risikobasierte Planung von medienübergreifenden Umweltin-
spektionen, Erlass MKULNV V-1-1034 vom 03.01.2011  

 
6.3.2 Immissionsschutz 

Durch die Seveso-II-Richtlinie  (Richtlinie 96/82/EG des Rates vom 9. Dezember 
1996 zur Beherrschung der Gefahren bei schweren Unfällen mit gefährlichen Stof-
fen) wurden im Jahr 1996 die Überwachungsbehörden erstmalig verpflichtet, re-
gelmäßige Inspektionen in Betriebsbereichen durchzuführen (Quelle: Stand 
16.12.2003 ABl. EG L 345 v. 31.12.2003 S. 97). Ziel der Richtlinie ist die Verhütung 
schwerer Unfälle mit gefährlichen Stoffen und die Begrenzung der Unfallfolgen für 
Mensch und Umwelt. Hierzu werden insbesondere Anforderungen an die Betreiber 
formuliert. Die Behörden werden jedoch in die Pflicht genommen, sich durch In-
spektionen und andere Kontrollmaßnahmen davon zu überzeugen, dass der 
Betreiber seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Anforderungen und der Umfang 
dieser Inspektionen sind im Artikel 18 „Inspektionen“ formuliert. 

 
Die Umsetzung in deutsches Recht erfolgt durch § 16 (12. BImSchV) „Überwa-
chungssystem“ . Inhaltlich entspricht dieser weitestgehend dem Artikel 18 und be-
inhaltet u. a. folgende Anforderungen: 

 

• Einrichtung eines Überwachungssystems zur planmäßigen und systema-
tischen Prüfung der technischen, organisatorischen und ma-
nagementspezifischen Systeme des Betriebsbereichs. 

• Erstellung eines Überwachungsprogramms für alle Betriebsbereiche. 
• Bei Betriebsbereichen mit erweiterten Pflichten zumindest alle zwölf Monate 

Durchführung einer Vor-Ort-Inspektion. 
 

Von dem letztgenannten Punkt kann abgewichen werden, wenn die zuständige Be-
hörde auf Grund einer systematischen Bewertung der Gefahren von Störfällen ein 
Überwachungsprogramm mit anderen Inspektionsintervallen für den jeweiligen Be-
triebsbereich erstellt. Von dieser Option machen die Überwachungsbehörden in 
Nordrhein-Westfalen Gebrauch.  

 
§ 52 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)  regelt die allgemeine im-
missionsschutzrechtliche Überwachungspflicht der zuständigen Behörden. Die 
Überwachung hat den Zweck, für die Einhaltung aller Normen des BImSchG und 
der hierauf gestützten Rechtsverordnungen zu sorgen. Sie erfasst sowohl geneh-
migungsbedürftige als auch nicht genehmigungsbedürf tige Anlagen . Hin-
sichtlich der Überprüfungspflicht bei genehmigungsbedürftigen Anlagen sieht 
§ 52 Abs. 1 BImSchG vor, dass Genehmigungen im Sinne des § 4 BImSchG re-
gelmäßig überprüft werden müssen und soweit erforderlich durch nachträgliche An-
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ordnungen nach § 17 BImSchG auf den neuesten Stand zu bringen sind. Eine 
Überprüfung wird in jedem Fall vorgenommen, wenn  

 

• Anhaltspunkte dafür bestehen, das der Schutz der Nachbarschaft und der 
Allgemeinheit nicht ausreichend ist und deshalb die in der Genehmigung 
festgelegten Begrenzungen der Emissionen überprüft oder neu festgesetzt  
werden müssen, 

• wesentliche Änderungen des Standes der Technik eine erhebliche Ver-
minderung der Emissionen ermöglichen, 

• eine Verbesserung der Betriebssicherheit erforderlich ist, insbesondere 
durch die Anwendung anderer Techniken, oder  

• neue umweltrechtliche Vorschriften dies fordern. 
 

6.3.3 Abfallstromkontrolle 

Die Kontrolle von Anlagen und Unternehmen erfolgt im Rahmen der allgemeinen 
Überwachung nach § 47 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG).  Danach haben die 
in § 47 Abs. 2 KrWG genannten Personen (Erzeuger und Besitzer von Abfällen, 
Entsorgungspflichtige, Inhaber oder Betreiber von Anlagen sowie Einsammler, Be-
förderer, Makler und Händler) der Überwachungsbehörde insbesondere Auskunft 
zu erteilen sowie das Betreten u. a. von Grundstücken, die Einsicht in Unterlagen 
und die Vornahme von technischen Ermittlungen und Prüfungen zu gestatten. 

 
§ 11 des Abfallverbringungsgesetzes (AbfVerbrG)  in Verbindung mit Artikel 50 
der Verordnung (EG) Nr. 1013/2006 über die Verbringung von Abfällen (VVA) ver-
langt stichprobenhafte Kontrollen von Anlagen und Unternehmen sowie die Kontrol-
le von Verbringungen von Abfällen oder der damit verbundenen Entsorgung. Die 
Kontrollen können am Herkunfts- oder am Bestimmungsort des Abfalls oder wäh-
rend der Verbringung erfolgen. 

 
6.3.4 Deponien 

Gemäß EG-Deponierichtlinie (1999/31/EG) vom 26.04.1999 sind Deponien re-
gelmäßig und umfangreich vom Deponiebetreiber zu überwachen. Diese Anforde-
rungen werden in der bundesweiten Deponieverordnung (DepV)  vom 27.04.2009 
umgesetzt und weiter konkretisiert. Eine noch weitere Konkretisierung erfolgt in der 
Deponieselbstüberwachungsverordnung des Landes NRW (DepSüVO).   
Die Überwachungsvorgaben von Deponierichtlinie, Deponieverordnung und Depo-
nieselbstüberwachungsverordnung richten sich an den Deponiebetreiber und nicht 
an die Behörde. Jedoch ist gemäß §§ 24, 25 Landesabfallgesetz (LAbfG)  vom 
17.12.2009 der Vollzug dieser Vorschriften von der zuständigen Behörde als Son-
derordnungsbehörde zu überwachen. Auch nach § 47 Kreislaufwirtschaftsgesetz 
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(KrWG)  unterliegt die Verwertung und Beseitigung von Abfällen der Überwachung 
durch die zuständige Behörde. 

 
Die Deponien der Klassen I, II und III sind auch IVU-Anlagen. Gemäß 
Art. 3 u. 14 IVU-RL  haben sich die zuständigen Behörden über die Einhaltung der 
Vorgaben zu vergewissern. 

 
6.3.5 Bodenschutz 

Die behördliche Überwachung von altlastenverdächtigen Flächen, Altlasten und 
schädlichen Bodenveränderungen ist im § 15 Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG)  und im § 15 Landesbodenschutzgesetz  für das Land Nordrhein-
Westfalen (LBodSchG) geregelt. 

 

6.3.6 Wasserwirtschaft 

§ 100 Wasserhaushaltsgesetz (WHG)  enthält die bundesrechtliche Leitbestim-
mung für die allgemeine Aufgabe der Gewässeraufsicht. Danach bezieht sich die 
Gewässeraufsicht auf die Überwachung der öffentlich-rechtlichen Verpflichtungen 
des Wasserhaushaltsrechts.  

 
Mit § 100 Abs. 1 Satz 2 WHG ist eine sonderordnungsrechtliche Ermächtigungs-
grundlage im Wasserrecht eingeführt worden, die den für die Überwachung zustän-
digen Behörden die Befugnis erteilt, Maßnahmen zur Vermeidung oder Beseitigung 
von Beeinträchtigungen des Wasserhaushalts anzuordnen oder die Erfüllung was-
serrechtlicher Pflichten sicherzustellen.  

 
In § 100 Abs. 2 WHG werden regelmäßige und anlassbezogene Überprüfungen der 
wasserrechtlichen Zulassungen vorgeschrieben. Da § 100 Abs. 1 Satz 1 WHG die 
Aufgabe und den Gegenstand der Gewässeraufsicht lediglich in allgemein gehalte-
ner Form regelt, gelten die landesgesetzlichen Konkretisierungen in §§ 116, 120 –
 122 Landeswassergesetz (LWG) weiter fort. Nach § 116 Abs. 3 LWG gehören die 
Bauüberwachung und die Bauzustandsbesichtigung der baulichen Anlagen eben-
falls zur Gewässeraufsicht. Die diesbezügliche Zuständigkeit der Wasserbehörden 
beschränkt sich aber auf die Einhaltung der aus wasserwirtschaftlicher Sicht we-
sentlichen baurechtlichen Anforderungen. Die Hauptzuständigkeit der Bauauf-
sichtsbehörden bleibt davon unberührt. Für die Überwachung im Abwasserbereich 
enthält die Richtlinie 91/271/EWG des Rates vom 21. Mai 1991 über die Behand-
lung von kommunalem Abwasser in Artikel 15 die Vorgabe, dass die Einleitungen 
aus kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen  regelmäßig nach einem in An-
hang 1 Abschnitt D festgeschriebenen Verfahren zu überwachen sind. Die Richtlinie 
ist in Nordrhein-Westfalen durch die Kommunalabwasserverordnung – KomAbwV 
vom 30. September 1997 in Landesrecht umgesetzt. Darin werden konkrete Vorga-
ben für die Überwachung der Einleitung aus kommunalen Abwasserbehandlungs-
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anlagen in Gewässer und deren Häufigkeit gemacht. Das gilt auch für die Einleitung 
aus bestimmten Industriebranchen in Gewässer und in Kanalisationen.  

 
Nach § 4 Abs. 4 des Abwasserabgabengesetzes  ist die Einhaltung einer der Ein-
leitung zugrunde liegenden wasserrechtlichen Erlaubnis durch staatliche oder staat-
lich anerkannte Stellen zu überwachen. Nach § 120 LWG sind Abwassereinlei-
tungen von im Jahresdurchschnitt mehr als ein Kubik meter je zwei Stunden 
grundsätzlich in der Weise zu überwachen, dass mehrmals im Jahr Proben zu ent-
nehmen und zu untersuchen sind.  

 
Der § 116 Abs. 1 Ziffern 1, 1a und 7 LWG regelt als Aufgabe der Gewässeraufsicht, 
dass Gewässerbenutzungen, Indirekteinleitungen sowie  Anlagen, die unter das 
Wasserhaushaltsgesetz, das Landeswassergesetz oder die dazu erlassenen Vor-
schriften fallen, zu überwachen sind. Für den Abwasserbereich besteht damit eine 
generelle Verpflichtung der Überwachung bestimmter Einleitungen in öffentliche 
oder private Kanalisationen und auch der Abwasseranlagen.  

 
Mit Erlass vom 17. Juni 2010 hat das MUNLV ein Konzept „Überwachung von 
Abwasseranlagen und Abwassereinleitungen“  eingeführt. Grundsätzlich sollen 
bei potenziell gewässerseitig relevanten industriellen Direkt- und Indirekteinleitern 
die zuständigen Behörden mindestens einmal jährlich eine Anlagenüberwachung 
durchführen, bei sonstigen industriellen Einleitern alle 5 Jahre.  

 
Alle kommunalen Kläranlagen  sind mindestens alle 2 Jahre zu begehen. Eine 
jährliche Überprüfung der Anlagen > 2.000 EW wird angestrebt. Dabei kann die 
Überwachungshäufigkeit in Abhängigkeit von der Art und Größe, der Verlässlichkeit 
des Betreibers und den spezifischen Einleitungsanforderungen variieren. Sonder-
bauwerke im Kanalisationsnetz sind anlassbezogen bei Bedarf in der Örtlichkeit zu 
überprüfen.  

 
Nach den §§ 60, 61 LWG sind Betreiber von Abwasseranlagen  zu einer Selbst-
überwachung von Abwassereinleitungen und Abwasseranlagen verpflichtet. Für die 
Selbstüberwachung von Indirekteinleitungen  gilt das nur nach Verpflichtung 
durch die zuständige Behörde. Art und Umfang dieser Selbstüberwachung sind für 
kommunale Kläranlagen und für Kanalisationen durch die Verordnung über Art und 
Häufigkeit der Selbstüberwachung von kommunalen Abwasserbehandlungsanlagen 
und –einleitungen Selbstüberwachungsverordnung kommunal - SüwV-kom vom 25. 
Mai 2004 und die Verordnung zur Selbstüberwachung von Kanalisationen und Ein-
leitungen von Abwasser aus Kanalisationen im Mischsystem und im Trennsystem - 
Selbstüberwachungsverordnung Kanal – SüwV-Kan vom 16. Januar 1995 geregelt.  
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Die Talsperren und Rückhaltebecken  sind nach § 116 Abs. 1 Ziffer 5 LWG  zu 
überwachen. Die Anforderungen u.a. an die Sicherheit der Anlage ergeben sich da-
bei aus § 106 LWG in Verbindung mit der DIN 19700.  
Die Entnahme von Wasser für die öffentliche Trinkwasserversorgung  und die 
gewerblichen Wasserentnahmen aus dem Grundwasser un d aus Oberflä-
chenwasser sind einschließlich der Entnahme- und Aufbereitungsanlagen nach 
§ 116 Abs. 1 Ziffern 1 und 7 LWG zu überwachen.  

 
Nach § 50 LWG sind Unternehmen der öffentlichen Trinkwasserversorgung  
verpflichtet, die Beschaffenheit des Rohwassers durch eine geeignete Stelle unter-
suchen zu lassen, die Untersuchungsergebnisse der zuständigen Behörde vorzule-
gen sowie der zuständigen Behörde mitzuteilen wenn im Rahmen der Untersu-
chungen Feststellungen zu nachteiligen Auswirkungen der Wasserentnahmen auf 
das Gewässer bekannt werden. Häufigkeit, Art, Ort und Umfang der Probenahmen 
sowie die Behandlung und Untersuchung der entnommenen Proben sind in der 
aufgrund § 50 Abs. 2 LWG erlassenen Rohwasserüberwachungsrichtlinie (RdErl. d. 
MURL) geregelt.  

 
Nach § 4 Abs. 5 Rohrfernleitungsverordung  (RohrFLtgV) kann die Bezirksregie-
rung im Rahmen der Überwachung von Rohrfernleitungsanlagen zur Einhaltung 
des Standes der Technik und damit zur Vermeidung einer Beeinträchtigung des 
Wohls der Allgemeinheit die im Einzelfall erforderlichen Anordnungen hinsichtlich 
Beschaffenheit und Betrieb einer Rohrfernleitungsanlage treffen.  

 
Im Rahmen des Gewässer- und Hochwasserschutzes ist 
§ 116 Abs. 1 Ziffern 1, 4 und 6  LWG die Grundlage der Überwachung der Gewäs-
ser selbst, der festgesetzten Überschwemmungsgebiete  und der Deiche .  

 
Ein Instrument der Überwachung der ordnungsgemäßen Gewässerunterhaltung  
ist die Gewässerschau nach § 121 LWG. Diese behördliche Besichtigung von ober-
irdischen Gewässern umfasst nicht nur das Wasser selbst, sondern das gesamte 
Gewässer mit seinem Bett, den Ufern sowie den Anlagen in und am Gewässer.  Zur 
Überwachung der Hochwasserschutzanlagen dient die Deichschau  nach § 122 
LWG. 
Die künftigen Aufgabenstellungen für die Überwachung aus der neuen Grundwas-
ser-Verordnung (GrwV)  sowie der Oberflächengewässer-Verordnung (OGewV)  
werden zwischen dem LANUV und den Bezirksregierungen weiter konkretisiert. 

 
6.3.7 Gentechnik 

§ 25 Abs. 1 Gentechnikgesetz (GenTG)  regelt die allgemeine gentechnikrechtli-
che Überwachungspflicht der zuständigen Behörden. Die Überwachung hat den 
Zweck, für die Einhaltung aller Normen des GenTG und der hierauf gestützten 
Rechtsverordnungen zu sorgen. Mit dem Gentechnikrecht wurden u. a. die europa-
rechtlichen Regelungen der Richtlinie 90/219/EWG in deutsches Recht überführt.  
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Nach § 26 GenTG kann die Bezirksregierung im Rahmen der Überwachung Anord-
nungen zur Beseitigung festgestellter oder zur Verhütung künftiger Verstöße gegen 
gentechnikrechtliche Normen treffen. Sie kann insbesondere den Betrieb einer gen-
technischen Anlage oder gentechnische Arbeiten ganz oder teilweise untersagen. 
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6.4 Beispielausdrucke zur Ermittlung der Überwachun gsfrequenz* 

 6.4.1 Industrieanlage 

 
* Erläuterung der Begriffe unter 3.3 
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 6.4.2 Abfallstromkontrolle 
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 6.4.3 Deponieüberwachung 
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 6.4.4 Abwasserbehandlungsanlage 
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Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

42/59 

6.5 Beispiele für Checklisten als Grundlage der Übe rwachung 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 
 

43/59 
 

 
 
 
 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

44/59 

 
 
 
 
 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 
 

45/59 
 

 
 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

46/59 

 

 
 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 
 

47/59 
 

 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

48/59 

 
 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 
 

49/59 
 

 
 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

50/59 

 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 
 

51/59 
 

 



Bezirksregierung Köln                         Abteilung für Umwelt und Arbeitsschutz                     Umweltüberwachungskonzept 
 

52/59 

6.6 Artikel 23 der Richtlinie 2010/75/EU vom 24.11. 2010 über Industrie-

emissionen 
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7. Anlage Karten zur räumlichen Verteilung der Über wachungsobjek-
te im Regierungsbezirk Köln 2 
 

 
 

 
 

                                            
2 Die Überwachungsobjekte werden aufgrund ihrer räumlichen Nähe und des Maßstabes der Karten nicht alle darge-
stellt. 
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